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In letzter Zeit haben einige Fälle von Haus-
durchsuchungen durch die Zollfahndung me-
diale Aufmerksamkeit erregt, so insbesondere 
die umfangreiche Beschlagnahmung1 von 
Kunstwerken durch die Eidgenössische Zollver-
waltung (EZV) in einem Nobelhotel in Zürich.2 
Doch auch die Einfuhr von Luxusfahrzeugen, 
der Schmuggel von Tabakerzeugnissen oder et-
wa der Handel mit seltenen bzw. aufgrund von 
Modetrends gerade besonders beliebten Tier-
rassen gelten als «Dauerbrenner» und führen 
regelmässig zu Hausdurchsuchungen durch  

die Zollfahndung. Dabei spielt auch die inten -
sivierte internationale Zusammenarbeit in der 
Betrugsbekämpfung eine Rolle, welche zu 
rechtshilfeweise vorgenommenen Hausdurch-
suchungen und Beweiserhebungen führen 
kann.

1 Einleitung
Aufgrund ihres besonderen Überraschungsef-
fekts und der begrenzten Abwehrmöglichkei-
ten stehen für die von einer Hausdurchsuchung 
betroffenen Personen und Unternehmen nicht 
nur rechtliche, sondern vor allem auch prak -
tische Aspekte im Vordergrund, welche im Rah-
men des vorliegenden Beitrags etwas näher be-
leuchtet werden sollen.
Dabei sollen in diesem ersten Teil die rechtlichen 
Grundlagen dargestellt werden. Als Grund-
rechtseingriff unterliegt die Hausdurchsuchung 
insbesondere dem Grundsatz der Verhältnis-
mässigkeit, welcher nach einer sorgfältigen  
Abwägung zwischen der Unversehrtheit der 
Privatsphäre sowie des Eigentums der betroffe-
nen Person und dem Strafverfolgungsinteresse 
der Behörden verlangt. Da es sich um eine 
Massnahme mit Überraschungseffekt handelt, 
kann lediglich ein nachträglicher Rechtsschutz 
gewährt werden; um diesen nicht illusorisch 
werden zu lassen, bildet das sog. Siegelungs-
verfahren ein Gegengewicht zur staatlichen 
Macht der Untersuchungsbehörden.
In einem zweiten Teil, welcher in der Zoll Revue 
Ausgabe 4/2018 publiziert wird, soll auf prakti-
sche Fragen eingegangen werden. Auch aus 
Sicht des betroffenen Unternehmens ist ein 
möglichst reibungsloser Ablauf der Hausdurch-
suchung das Ziel, so dass die betriebliche Konti-
nuität gewährleistet bleibt. Trotz des Überra-
schungseffekts der Massnahme lassen sich ge-
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1 Der vorliegende Artikel basiert auf einer Diplomarbeit im Rah-
men des Lehrganges CAS FH in Zollrecht bei der Kalaidos FH, 
Schweizerisches Institut für Steuerlehre SIST, Zürich. Der Autor dankt 
seinem Referenten, Herrn Dr. Roger Rohner, für die Betreuung der 
Diplomarbeit. Der Autor bedankt sich überdies bei Herrn Oliver 
Brand, Chef Abteilung Strafsachen und Beschwerden, EZV, für die 
wertvollen Hinweise und Bemerkungen.

2 «Zoll beschlagnahmt Kunstwerke in Zürcher Luxushotel», NZZ, 
7.3.2017.
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Hausdurchsuchung im Zollverfahren

wisse Vorbereitungen treffen, welche sich im Fall der Fäl-
le als nützlich erweisen können. Interne Handlungsan-
weisungen vermögen eine gewisse Ordnung in das dro-
hende Chaos zu bringen und verhindern die ungewollte 
Preisgabe von Informationen durch (allenfalls in der Si-
tuation überforderte) Mitarbeiter, welche den Behörden 
ohne Rechtsbeistand gegenübertreten. In diesem Zu-
sammenhang ist auch darauf einzugehen, inwieweit das 
betroffene Unternehmen die Behörden unterstützen 
muss oder ob die Kooperation auch verweigert werden 
kann. Da die Verteidigungsarbeit erst nach Durchfüh-
rung der Hausdurchsuchung beginnt, sollte unmittelbar 
im Anschluss ein Debriefing stattfinden, um ein mög-
lichst vollstän diges Bild über die Informationslage der 
Behörden zu gewinnen. Eine straflose Selbstanzeige 
wird für die betroffene Person in aller Regel nicht mehr 
möglich sein, aber dennoch sollen Voraussetzungen 
und Wirkungen kurz erörtert werden, da ein solches Ver-
halten doch strafmindernd gewürdigt werden muss.
Ergänzend enthält der zweite Teil eine Checkliste mit 
praktischen Hinweisen für Unternehmen, welche von ei-
ner Hausdurchsuchung betroffen sein können, sowie  
einen Katalog von Handlungsanweisungen, welche im 
Falle einer Hausdurchsuchung umgesetzt werden sollten.

2 Rechtliche Grundlagen

2.1  Anwendbare Verfahrensordnung 
Das schweizerische Zollgesetz enthält im 8. Titel eigene 
Strafbestimmungen (Art. 117 ff. ZG). Dabei handelt es 
sich um materielle Straftatbestände wie z.B. die Zollhin-
terziehung. Prozessuale Bestimmungen über die Straf-
verfolgung enthält das Zollgesetz (mit Ausnahme von 
Art. 128a ZG betreffend die Observation) demgegen-
über nicht, stattdessen wird diesbezüglich auf das Bun-
desgesetz über das Verwaltungsstrafverfahren verwie-
sen (Art. 128 Abs. 1 ZG). Die Strafverfolgung im Bereich 
des Zollrechts obliegt der EZV (Art. 128 Abs. 2 ZG). Die 
Aufteilung der funktionalen Zuständigkeiten innerhalb 
der EZV zwischen der Oberzolldirektion und den Zoll-
kreisdirektionen ist in der Verordnung über die Straf-

kompetenzen der EZV vom 4. April 2007 (SR 631.09)  
detailliert geregelt. Zurzeit wird der Bereich Zollfahn-
dung in der EZV einer Reorganisation unterzogen. Die 
Zollfahndung wird ab 1.1.2019 als eigenständige Haupt-
abteilung der Oberzolldirektion aufgestellt und die Ver-
ordnung über die Strafkompetenzen der EZV wird auf-
gehoben.
Die Bestimmung von Art. 128 Abs. 1 ZG hat bloss dekla-
rative Bedeutung, da die Regelungen des VStrR Anwen-
dung finden, sobald die Verfolgung und Beurteilung 
von Widerhandlungen einer Verwaltungsbehörde des 
Bundes übertragen ist (Art. 1 VStrR). Das VStrR enthält 
im dritten Titel (Art. 19 bis 103 VStrR) die anwendbaren 
strafverfahrensrechtlichen Normen, darunter auch die 
Regelungen über das Untersuchungsverfahren (Art. 37 
bis 72 VStrR) und insbesondere die Bestimmungen über 
die zulässigen Zwangsmassnahmen (Art. 45 bis 60 
VStrR). Das bereits über vierzigjährige VStrR weist in 
strafprozessualer Hinsicht erhebliche Defizite auf. Zu er-
wähnen sind ein fehlender Schutz vor dem Zwang, sich 
selbst belasten zu müssen (nemo tenetur se ipsum accu-
sare; vgl. Art. 113 Abs. 1 StPO), eine fehlende Pflicht der 
Strafverfolgungsbehörde, die beschuldigte Person über 
ihre Rechte zu belehren (insbesondere über ihr Schwei-
gerecht und das Recht, die Mitwirkung zu verweigern; 
vgl. Art. 158 Abs. 1 lit. b StPO) sowie ein fehlendes Recht 
der beschuldigten Person auf einen «Anwalt der ersten 
Stunde» (vgl. Art. 159 Abs. 1 StPO). Es stellt sich deshalb 
mitunter die Frage, ob die moderneren Bestimmungen 
der StPO (ersatzweise) auch im Verwaltungsstrafverfah-
ren Anwendung finden. 
Während es in der Strafrechtswissenschaft mittlerweile 
unbestritten sein dürfte, dass Verwaltungsstrafverfah-
ren als echte Strafverfahren i. S. der Engel-Kriterien zu 
Art. 6 EMRK3 zu qualifizieren sind und deshalb die unein-
geschränkte Anwendbarkeit der strafprozessualen Ga-
rantien von BV, EMRK und UNO-Pakt II gewährleistet 
sein muss4, ist zu berücksichtigen, dass die vorbereiten-
de Expertenkommission im Vorfeld der Gesetzgebungs-
arbeiten zur StPO demgegenüber zum Schluss gekom-
men war, dass ein Einbezug des VStrR in die Arbeiten 
zum Erlass einer eidgenössischen Strafprozessordnung 
zu aufwendig sei und erst in einem zweiten Schritt ins 
Auge gefasst werden sollte.5 Somit bleibt der Raum für 
eine ergänzende Anwendung der StPO im Verwaltungs-
strafverfahren äusserst beschränkt, da dies das Vorlie-
gen einer echten Lücke, d. h. einer planwidrigen Unvoll-
ständigkeit des Gesetzes, erfordert. Vom Fehlen einer 
konkreten Regelung darf aber nicht unmittelbar auf das 
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3 EGMR vom 8. Juni 1976 i. S. Engel u. a. c. Niederlande; EICKER/ACHERMANN/
LEHNER, AJP 22 (2013) 1454.

4 NIGGLI/MAEDER, 50.

5 ANDREAS J. KELLER in Donatsch/Hansjakob/Lieber, N 13 zu Art. 246 StPO;  
EICKER/ACHERMANN/LEHNER, a. a. O., FN 15 m. w. V.
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Vorliegen einer echten Lücke geschlossen werden; viel-
mehr wird in der Regel ein qualifiziertes Schweigen, d. h. 
eine bewusste negative Antwort des Gesetzgebers, oder 
eine unechte Lücke, d. h. eine vorhandene Regelung mit 
rechtlich unbefriedigendem Ergebnis, vorliegen.6 In sol-
chen Fällen ist die richterliche Lückenfüllung durch Ana-
logieschlüsse ausgeschlossen. Immerhin hat das Bun-
desgericht (BGer) in einem Leitentscheid vom 8. Mai 
2013 festgehalten, dass die Bestimmungen der StPO 
grundsätzlich analog anwendbar sind, soweit das VStrR 
einzelne Fragen nicht abschliessend regelt.7

Da sich die vorstehend angesprochenen, fundamenta-
len Beschuldigtenrechte auch direkt aus der EMRK und 
der BV ableiten lassen, achtet die EZV darauf, die zollin-
ternen Dienstanweisungen und Untersuchungsdoku-
mente (z. B. Einvernahmeprotokolle) so zu verfassen, 
dass ein entsprechender Grundrechtsschutz im Rahmen 
der Tätigkeit der Zollfahndung stets gewährleistet ist. 

2.2 Die Zwangsmassnahme der Hausdurchsuchung 

2.2.1 Zweck der Hausdurchsuchung
Hausdurchsuchungen dienen in erster Linie der Ermitt-
lung von Beweisen und Deliktsobjekten zum Zwecke 
deren anschliessender Sicherstellung im Rahmen einer 
Beschlagnahme.8 Im Falle von Widerhandlungen im 
Zollbereich dürften dabei Beweismittel wie Korrespon-
denzen, Verträge, Buchhaltungsunterlagen, elektro -
nische Datenträger aber auch Gegenstände und Vermö-
genswerte, welche der Einziehung unterliegen könnten 
(Art. 69 f. StGB), im Vordergrund stehen.9 In den letzten 
Jahren ist tendenziell eine gewisse Zunahme von Haus-
durchsuchungen zu verzeichnen, was gemäss Auskunft 
der Oberzolldirektion einerseits auf Anpassungen bei 
der Ermittlungsstrategie und andererseits auf die expli-

zite Verankerung des Nemo-tenetur-Grundsatzes in  
Art. 104 Abs. 2 u. 3 des Mehrwertsteuergesetzes zurück-
zuführen ist. Dies wirkt sich über dessen Anwendbarkeit 
im Bereich der Einfuhrsteuer10 auch auf das Ermittlungs-
verhalten der Zollfahndung aus, indem zu einer strikteren 
Trennung der Ermittlungstätigkeit zwischen Verwaltungs-
verfahren und Strafverfahren übergegangen wurde. Hin-
tergrund bildet die Problematik der Verwertbarkeit der  
so erlangten Beweise; da beim Verwaltungsverfahren 
(Steuer- oder Abgabefestsetzungsverfahren) eine Mitwir-
kungspflicht gilt, dürfen die in diesem Verfahren gewon-
nenen Erkenntnisse aus rechtsstaatlichen Gründen nur 
beschränkt oder gar nicht im Strafverfahren verwendet 
werden (vgl. Art. 104 Abs. 3 MWSTG).
Übersichtsmässig kann das Verfahren einer Hausdurch-
suchung, welche auf die Feststellung von Beweismitteln 
in papier- oder elektronischer Form gerichtet ist, wie 
folgt zusammengefasst werden:
a)  Ausstellung eines Durchsuchungsbefehls
b) Durchführung der Hausdurchsuchung mit dem Ziel, 
  Papiere und Aufzeichnungen zu finden (z. B. Buch -
  haltungsunterlagen)
c)  Vorläufige Sicherstellung dieser Papiere und Auf -
  zeichnungen 
d) Falls Einsprache durch die betroffene Person -> Sie -
  gelung der Dokumente -> Durchlauf des Entsiege -
  lungsverfahrens
e) Falls Entsiegelung genehmigt wird -> Durchsu -
  chung der Papiere und Aufzeichnungen durch die 
  EZV 
f )  Beschlagnahme der Beweismittel durch die EZV

2.2.2 Voraussetzungen für eine Hausdurchsuchung

Allgemeine Voraussetzungen
Die Hausdurchsuchung stellt regelmässig einen schwe-
ren Eingriff in die Freiheitsrechte der betroffenen Person 
dar. Tangiert sind insbesondere die Privatsphäre (Art. 13 
Abs. 1 BV) und die Eigentumsgarantie (aufgrund der üb-
licherweise mit einer Hausdurchsuchung verbundenen 
Beschlagnahme; Art. 26 Abs. 1 BV).11 Als solche erfordert 
sie (i) eine gesetzliche Grundlage, (ii) ein überwiegendes 
öffentliches Interesse und (iii) die Wahrung des Grund-
satzes der Verhältnismässigkeit (Art. 36 BV).12 Für den 
Bereich von Hausdurchsuchungen durch die Zollfahn-
dung besteht eine explizite gesetzliche Grundlage in 
Art. 48 VStrR. Das überwiegende öffentliche Interesse 
ergibt sich aus dem Strafverfolgungsinteresse des Staa-
tes, welches die betroffenen privaten Interessen in aller 

6 EICKER/ACHERMANN/LEHNER, AJP 22 (2013) 1451.

7 BGE 139 IV 246, E. 1.2.; BGer, Urteil 1B_243/2016 vom 6. Oktober 2016, E. 3.1. 
Im konkret zu beurteilenden Fall war die zwanzigtägige Frist für die Stellung des 
Entsiegelungsgesuches gemäss Art. 248 Abs. 2 StPO aufgrund eines qualifizier-
ten Schweigens des Gesetzgebers im Bereich des VStrR allerdings nicht analog 
anwendbar; vgl. Abschnitt 2.3.5.

8 EICKER/FRANK/ACHERMANN, 201.

9 HANS WIPRÄCHTIGER in: Kocher/Clavadetscher, N 7 zu Art. 107 ZG.

10 In der Praxis teilweise umstritten; vgl. HAIBÖCK, 84 ff.

11 SCHMID, N 1 zu Art. 244 StPO; OLIVIER THORMANN/BEAT BRECHBÜHL in: 
Niggli/Heer/Wiprächtiger, N 1 zu Art. 244 StPO; BANGERTER, 27.

12 SCHMID, N 1 zu Art. 197 StPO; THORMANN/BRECHBÜHL, a. a. O., N 1 zu  
Art. 197 StPO.
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Regel überwiegen wird. Unter dem Aspekt der Verhält-
nismässigkeit muss eine Zwangsmassnahme sodann 
geeignet und erforderlich sein; darüber hinaus sollen 
Zweck und Wirkung des Eingriffes in einem vernünfti-
gen Verhältnis zueinanderstehen.13

Was die Subsidiarität bzw. Erforderlichkeit des Eingriffs 
als Teilaspekt der Verhältnismässigkeit angeht, wäre 
grundsätzlich zu erwarten, dass der betroffenen Person 
vorgängig eine Editionsaufforderung zuzustellen ist, 
worin sie zur freiwilligen Herausgabe der nachgesuch-
ten Beweismittel aufgefordert wird, bevor Zwangsmass-
nahmen angewendet werden.14 Diesem Vorgehen ste-
hen jedoch die Interessen der Strafverfolgungsbehör-
den entgegen, welche in einer vorgängigen Aufforde-
rung in der Regel eine mögliche Gefährdung des Unter-
suchungszwecks sehen werden. Etwa wenn zu befürch-
ten ist, es könnten während des Editionsverfahrens Be-
weis- und Konfiskationsgegenstände beseitigt werden. 
Zudem würde eine zwingende Editionsaufforderung die 
Schwierigkeit mit sich bringen, dass die zu edierenden 
Akten oder Gegenstände hinreichend genau bezeichnet 
werden müssten; dies stünde aber im Konflikt zum for-
schenden bzw. ermittelnden Charakter der Hausdurch-
suchung, die gerade darauf abzielt, noch unbekannte 
Beweismittel ans Tageslicht zu fördern. 
Gemäss der Praxis des Bundesstrafgerichts unterliegt 
die Wahl der geeigneten Untersuchungshandlung zur 
Feststellung des rechtserheblichen Sachverhalts dem 
pflichtgemässen Ermessen der Untersuchungsbehörde, 
welche somit auch unter dem Aspekt der Verhältnismäs-
sigkeit nicht verpflichtet ist, vorgängig zu einer Haus-

durchsuchung eine Editionsaufforderung auszustel-
len.15 Sodann ist es gemäss der gesetzlichen Konzeption 
auch nicht unverhältnismässig, eine Hausdurchsuchung 
wegen einer reinen Übertretung anzuordnen, was 
grundsätzlich sehr weit geht (wobei es jedoch im Fiskal-
strafrecht auch bei Übertretungen um hohe Beträge ge-
hen kann).16 Nur im Falle blosser Ordnungswidrigkeiten 
(vgl. Art. 127 ZG) wäre eine Hausdurchsuchung unzuläs-
sig (Art. 45 Abs. 2 VStrR).
Schliesslich wird es auch nicht als unverhältnismässig 
betrachtet, eine Hausdurchsuchung durchzuführen, ob-
wohl die betroffene Person die nachgesuchten Unterla-
gen freiwillig ediert. Als Beispiel angeführt wird die  
Sicherung von Informatikmitteln, wo nicht nur deren 
blosse Aushändigung, sondern insbesondere die fach-
männische und unversehrte Sicherstellung der betref-
fenden Daten von Relevanz ist.17 Im Ergebnis wird den 
Untersuchungsbehörden für die Rechtfertigung einer 
Hausdurchsuchung ein weites Ermessen eingeräumt, so 
dass der Verhältnismässigkeitsgrundsatz in dieser Bezie-
hung nur einen schwachen Schutz bietet.18

Besondere Voraussetzungen 

Durchsuchungsbefehl
Die Durchführung einer Hausdurchsuchung erfordert in 
formeller Hinsicht die Ausstellung eines schriftlichen 
Durchsuchungsbefehls. Zuständig für dessen Ausstel-
lung ist der Oberzolldirektor oder die Oberzolldirek -
torin, oder, soweit die Untersuchung zu einem Dienst-
bereich gehört, die zuständige Zollkreisdirektion (Art. 48 
Abs. 3 VStrR). Gemäss Auskunft der Oberzolldirektion 
werden die Durchsuchungsbefehle im Moment noch 
von den Direktoren der betroffenen Zollkreise ausge-
stellt; gewisse Zentralisierungsbestrebungen sind im 
Gang.
Der Durchsuchungsbefehl dient der Information der be-
troffenen Person über den Grund der Durchsuchung 
(Art. 49 Abs. 2 VStrR) und wird in der Regel auch zugleich 
erstmals darüber orientieren, dass überhaupt eine Unter-
suchung eröffnet wurde (Art. 38 Abs. 1 VStrR). Gleichzei-
tig muss der untersuchende Beamte die betroffene Per-
son auf ihre Rechte aufmerksam machen (sog. Miranda 
Warnings19), was sich zwar nicht ausdrücklich aus dem 
VStrR, aber aus dem Anspruch auf ein faires Strafverfah-
ren i. S. v. Art. 6 Ziff. 3 EMRK ergibt.20 Hinsichtlich der Be-
gründung für die Eröffnung der Untersuchung reicht es 
gemäss der bundesgerichtlichen Rechtsprechung aus, 
wenn die zur Last gelegte Tat und die einschlägigen ge-
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13 STEFAN HEIMGARTNER in: Kocher/Clavadetscher, N 10 zu Art. 104 ZG; DIEGO 
R. GFELLER in: Niggli/Heer/Wiprächtiger, N 17 ff. vor Art. 241–254 StPO;  
BANGERTER, 32 m. w. V.

14 EICKER/FRANK/ACHERMANN, 213; THORMANN/BRECHBÜHL, a. a. O., N 27 zu 
Art. 244 StPO.

15 BStGer, Entscheid BV.2006.36 vom 4. Oktober 2006, E. 2.1. 

16 HAURI, Ziff. 1 zu Art. 48 VStrR; WIPRÄCHTIGER, a. a. O., N 8 zu Art. 107 ZG;  
vgl. auch BStGer, Beschluss BV.2016.19 vom 7. Dezember 2016, E. 8.4: Bei einem 
Betrag von CHF 15 000.– kann nicht von einem geringfügigen Betrag gespro-
chen werden, weshalb die Hausdurchsuchung zulässig war.

17 WIPRÄCHTIGER, a. a. O., N 9 zu Art. 107 ZG.

18 BGer, Urteil 1B_210/2017 vom 23. Oktober 2017, E. 5.3.

19 US Supreme Court i. S. Ernesto Miranda vs. Arizona, 384 U. S. 436 (1966);  
 EICKER/ACHERMANN/LEHNER, AJP 22 (2013) 1458. 

20 EICKER/ACHERMANN/LEHNER, AJP 22 (2013) 1457 mit Verweis auf EGMR 
vom 17. Dezember 1996 i. S. Saunders gegen Vereinigtes Königreich (Nr. 
191877/91); EGMR vom 21. Dezember 2000 i. S. Quinn gegen Irland (Nr. 
36887/97).
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21 BGE 119 Ib 12, E. 5.c; EICKER/FRANK/ACHERMANN, FN 643.

22 WIPRÄCHTIGER, a. a. O., N 20 zu Art. 107 ZG.

23 BANGERTER, 86.

24 BANGERTER, 90.; EICKER/FRANK/ACHERMANN, 204; THORMANN/BRECHBÜHL, 
a. a. O., N 21 f. zu Art. 244 StPO.

25 BANGERTER, 90.; EICKER/FRANK/ACHERMANN, 204; THORMANN/BRECHBÜHL, 
a. a. O., N 21 f. zu Art. 244 StPO.

26 STEFAN HEIMGARTNER, a. a. O., N 16 zu Art. 104 ZG.

27 BGer, Urteil 1P.703/1999 vom 28. Februar 2000, E. 4.e.aa.

28 WIPRÄCHTIGER, a. a. O., N 21 zu Art. 107 ZG.

29 HAURI, Ziff. 10.b) zu Art. 48 VStrR; BÖCKLI, 181; vgl. den Sachverhalt in 
BStGer, Beschluss BE 2014.19 vom 23. März 2015, E. 2.2. 

30 WIPRÄCHTIGER, a. a. O., N 10 zu Art. 107 ZG; BStGer, Entscheid BE.2006.7 vom 
20. Februar 2007, E. 3.1.

31 EICKER/FRANK/ACHERMANN, 165.

32 WIPRÄCHTIGER, a. a. O., N 11 zu Art. 107 ZG.

33 HEIMGARTNER a. a. O., N 16 zu Art. 104 ZG; DIEGO R. GFELLER in: Niggli/Heer/
Wiprächtiger, N 48a vor Art. 241–254 StPO.

chung anordnen oder vornehmen, wobei diese Mass-
nahme in den Akten zu begründen ist (Art. 48 Abs. 4 
VStrR). In diesem Fall ist kein schriftlicher Durchsu-
chungsbefehl notwendig, was aufgrund der mangelnden 
Konkretisierung der Massnahme durch eine übergeord-
nete Stelle aus rechtsstaatlicher Sicht als problematisch 
erscheint und weshalb die Untersuchungsbeamten nur in 
äusserst dringenden Fällen von dieser Massnahme Ge-
brauch machen sollten.29 
In der Praxis der EZV wird vorgängig ein schriftlicher 
Durchsuchungsbefehl eingeholt, sofern die Hausdurch-
suchung mit genügend zeitlichem Vorlauf vorbereitet 
werden kann. In dringenden Fällen muss die Durchsu-
chung vor Beginn vom Direktor mündlich angeordnet 
werden und der schriftliche Befehl ist nachträglich zu er-
stellen. Nur in ganz besonderen Konstellationen wird es 
als zulässig erachtet, dass der Untersuchungsbeamte 
von sich aus eine Durchsuchung beschliesst, wobei auch 
hier aber nachträglich die Durchsuchung schriftlich vom 
Direktor der EZV genehmigt werden muss.

Hinreichender Tatverdacht
Neben der formellen Voraussetzung des Durchsu-
chungsbefehls ist in materieller Hinsicht das Bestehen 
eines Tatverdachts betreffend ein Zolldelikt notwendig. 
Neben der Hinterziehung von indirekten Steuern und 
Abgaben (Zoll, Einfuhrsteuer, Mineralölsteuer, Tabak- 
und Biersteuer, Schwerverkehrs- und Lenkungsabga-
ben, etc.) kann es sich dabei beispielsweise auch um  
Widerhandlungen im Bereich der Tierseuchen-, Tier-
schutz- und Artenschutzgesetzgebung handeln. Dabei 
muss es sich zwar nicht um einen dringenden, aber im-
merhin um einen hinreichenden Tatverdacht handeln.30 
Hinreichend ist ein Tatverdacht, wenn er sich auf ernst-
hafte bzw. objektive Gründe stützt und aufgrund einer 
vorläufigen Beurteilung der Beweissituation die spätere 
Bestrafung der betroffenen Person wahrscheinlich er-
scheint.31 Im Zusammenhang mit einer Hausdurchsu-
chung muss zudem wahrscheinlich sein, dass sich in den 
zu durchsuchenden Räumlichkeiten entsprechende Be-
weismittel oder der Einziehung unterliegende Gegen-
stände befinden (Art. 48 Abs. 1 i. V. m. 46 Abs. 1 VStrR). Un-
ter diesen Voraussetzungen ist eine Hausdurch suchung 
auch bei einer unbeteiligten Drittperson zu lässig.32 Wird 
eine Hausdurchsuchung dagegen ohne Vorliegen eines 
hinreichenden Tatverdachts vorgenommen, so handelt 
es sich um eine unzulässige Beweisausforschung (sog. 
Fishing Expedition), was zur grundsätzlichen Unverwert-
barkeit der sichergestellten Beweise führt.33

setzlichen Bestimmungen rudimentär bekannt gegeben 
werden.21 Immerhin sind die zu durchsuchenden Räume 
im Durchsuchungsbefehl möglichst genau zu bezeich-
nen, wobei diese Anforderung in der Praxis nicht sehr 
streng genommen wird und auch weite Formulierungen 
zugelassen werden.22 Dies erscheint problematisch vor 
dem Hintergrund der Begrenzungsfunktion des Durch-
suchungsbefehls, welche den zulässigen Rahmen der 
Durchsuchung abstecken und die betroffene Person vor 
ausufernden Zwangsmassnahmen schützen soll.23

Weiter sollte der Durchsuchungsbefehl grundsätzlich 
die zu ermittelnden Beweismittel spezifizieren; dies vor 
dem Hintergrund, dass der Durchsuchungsbefehl in der 
Regel gleichzeitig als Grundlage für die anschliessende 
Beschlagnahme dienen soll.24 Allerdings steht gemäss 
der Praxis die Spezifizierung von bestimmten, sicher -
zustellenden Gegenständen der Beschlagnahme von 
ähnlichen, aber nicht ausdrücklich erwähnten Beweis-
mitteln nicht entgegen.25 Dabei ist es für eine Beschlag-
nahme ausreichend, wenn die fraglichen Objekte mit  
einer gewissen Wahrscheinlichkeit zumindest mittelbar 
im Zusammenhang mit einer Straftat stehen.26 Die Pra-
xis lässt auch in dieser Beziehung sehr weite Formulie-
rungen zu.27

Ist Gefahr im Verzuge (d.h. besteht Kollusionsgefahr 
i. S. v. Art. 52 Abs. 1 lit. b VStrR, indem die Spuren der Tat 
verwischt, Beweisgegenstände beseitigt oder Zeugen 
beeinflusst werden könnten28) und kann ein Durchsu-
chungsbefehl nicht rechtzeitig eingeholt werden, so 
darf der zuständige Beamte von sich aus eine Durchsu-
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2.2.3 Durchführung der Hausdurchsuchung
Die Zuständigkeit für die Durchführung der Hausdurch-
suchung ergibt sich aus Art. 128 Abs. 2 ZG, wonach die 
Strafverfolgung der EZV bzw. den jeweils örtlich zustän-
digen Zollkreisdirektionen und deren Untersuchungs-
diensten obliegt.34 Mit der Durchsuchung sind beson-
ders ausgebildete Beamte zu betrauen (Art. 20 Abs. 1 
VStrR), welche sich vor Beginn der Durchsuchung ent-
sprechend auszuweisen haben (Art. 49 Abs. 1 VStrR). Es 
handelt sich dabei um die rund 140 Mitarbeiter und Mit-
arbeiterinnen der eidgenössischen Zollfahndung, die 
aus den vier Sektionen Zollfahndung der Kreisdirektio-
nen Basel, Schaffhausen, Genf und Lugano sowie der 
Abteilung Strafsachen der Oberzolldirektion besteht. 
Zollfahnderinnen und Zollfahnder sind ausgebildete 
Zollfachleute oder Mitglieder des Grenzwachtkorps, 
welche eine zweijährige Zusatzausbildung in Strafver-
folgung, Kriminalistik und weiteren fachbezogenen Ge-
bieten durchlaufen haben.35 Je nach Grösse des zu 
durchsuchenden Objekts besteht das Durchsuchungs-
team aus zwei bis zehn Beamten der Zollfahndung, wel-
che gegebenenfalls von Angehörigen der Polizei oder 
des Grenzwachtkorps begleitet werden.
Der Inhaber der zu durchsuchenden Räumlichkeiten hat 
ein Recht, der Durchsuchung beizuwohnen, doch be-
steht in dieser Hinsicht keine Pflicht (Art. 49 Abs. 2 
VStrR). Sodann ist zu Überwachungszwecken eine loka-
le Amtsperson (z. B. Vertreter des Statthalter- oder Be-
treibungsamts) beizuziehen; die betroffene Person kann 
auf deren Anwesenheit jedoch auch verzichten. An 
Sonn- und allgemeinen Feiertagen und zur Nachtzeit 
darf im Allgemeinen nur in wichtigen Fällen und bei 
dringender Gefahr eine Durchsuchung stattfinden (Art. 49 
Abs. 3 VStrR). Um die Anwesenheit des Inhabers der 
Räumlichkeiten sicherzustellen, finden Hausdurchsu-

chungen bei Privatpersonen deshalb in aller Regel bei 
Anbruch der Morgendämmerung statt (von daher rührt 
auch der englische Begriff Dawn Raid). Im Falle der 
Hausdurchsuchung bei einer Unternehmung findet die-
se demgegenüber typischerweise aus denselben Über-
legungen am frühen Morgen zu Büroöffnungszeiten 
statt. Im Übrigen führt die fehlende Anwesenheit des In-
habers der Räumlichkeiten oder der Amtsperson nicht 
etwa zur Nichtigkeit der Hausdurchsuchung; vielmehr 
handelt es sich gemäss der Rechtsprechung um eine 
einfache Ordnungsvorschrift.36 
Unbestritten ist das Recht der von der Hausdurch -
suchung betroffenen Person bzw. des Unternehmens, 
einen Rechtsanwalt beizuziehen (Art. 32 Abs. 1 VStrR). 
Allerdings gibt das VStrR wie bereits erwähnt keinen An-
spruch auf einen «Anwalt der ersten Stunde». Die Beam-
ten der EZV werden deshalb mit der Hausdurchsuchung 
nicht zuwarten, bis der Anwalt eintrifft. Die Verteidi-
gungsrechte der betroffenen Person sollten dadurch ge-
wahrt werden, dass die gefundenen Beweismittel ge-
sammelt und zur Seite gelegt werden, bis der Anwalt 
eintrifft und sich dazu äussern kann.37 Dies wird unter 
rechtsstaatlichen Aspekten als vertretbar erachtet, weil 
der Durchsuchungsbefehl unmittelbar vollstreckbar ist 
und der Anwalt die Durchsuchung somit ohnehin nicht 
aufhalten könnte.38 Auch wenn zuzugeben ist, dass die 
Verteidigungsrechte durch die Möglichkeit der Siege-
lung grundsätzlich gewahrt werden, so ist dieser Auffas-
sung doch entgegenzuhalten, dass die Durchführung 
einer Hausdurchsuchung ohne Rechtsbeistand gegen 
das Prinzip der Waffengleichheit verstösst. Aufgrund der 
Bedeutung des Ermittlungsverfahrens für den gesamten 
späteren Strafprozess ist die Verweigerung eines «An-
walts der ersten Stunde» unter dem Aspekt der Anforde-
rungen an ein faires Verfahren i. S. v. Art. 6 Ziff. 1 EMRK 
deshalb kritisch zu hinterfragen.39

Im Rahmen der Hausdurchsuchung werden Räumlich-
keiten und alle sich darin befindenden Behältnisse wie 
Schränke, Tresore, Büropulte etc. durchsucht.40 Das 
Durchsuchungsrecht erstreckt sich ebenfalls auf die da-
rin befindlichen Dokumente, sei es in schriftlicher, elek-
tronischer oder anderer Form (z. B. Filme, Tonbandauf-
zeichnungen, USB-Sticks, Daten auf einem I-Phone 
usw.)41. Bei der Durchsuchung haben die Beamten der 
Zollfahndung unter dem Aspekt der Verhältnismässig-
keit mit der gebührenden Schonung des Eigentums der 
betroffenen Personen vorzugehen (Art. 45 Abs. 1 VStrR). 
Insbesondere Papiere und andere Aufzeichnungen sind 
nur mit grösster Schonung der Privatgeheimnisse zu 
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34 MARC FORSTER in: Kocher/Clavadetscher, N 20 zu Art. 105 ZG.

35 OLIVER BRAND, Forum Z. 1/2014, 20.

36 BStGer, Entscheid BV.2005.15 vom 4. Mai 2005, E. 4.

37 So jedenfalls die publizierte Praxis der WEKO im Fall von kartellrechtlichen 
Hausdurchsuchungen; Merkblatt des Sekretariats der WEKO vom 6. Januar 2016 
betreffend ausgewählte Ermittlungsinstrumente, Ziff. 9.

38 SCHALLER/BANGERTER, AJP 14 (2005) 1227.

39 EGMR vom 27. November 2008 i. S. Salduz gegen Türkei; EICKER/ACHERMANN/
LEHNER, AJP 22 (2013) 1460.

40 BANGERTER, 13.

41 HAURI, Ziff. 6 zu Art. 50 VStrR; EICKER/FRANK/ACHERMANN, 206; BGer, Urteil 
1B_588/512 vom 10. Januar 2013; BGer, Urteil 6B_307/2012 vom 14. Februar 
2013, E. 1.3. 
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Tatverdachts. Aufgrund der verfassungsrechtlich garan-
tierten Unschuldsvermutung (Art. 32 Abs. 1 BV) und des 
daraus abgeleiteten Schutzes der betroffenen Person 
vor dem Zwang, sich selbst belasten zu müssen (nemo 
tenetur se ipsum accusare), besteht ein uneingeschränk-
tes Recht, die (aktive) Mitwirkung an der Untersuchung 
zu verweigern.46 Dies bezieht sich nicht lediglich auf 
mündliche Aussagen, sondern auch auf die freiwillige 
Edierung der nachgesuchten Unterlagen («Was der 
Mund nicht zu offenbaren braucht, muss die Hand nicht 
preisgeben»).47 Allerdings muss die betroffene Person 
die Hausdurchsuchung (passiv) dulden und darf diese 
nicht etwa behindern oder sabotieren.48 Ein solches Ver-
halten könnte den Straftatbestand der Hinderung einer 
Amtshandlung i. S. v. Art. 286 StGB erfüllen. Die Dul-
dungspflicht erstreckt sich auf die Zugänglichmachung 
der zu durchsuchenden Räumlichkeiten und Behältnisse, 
etwa indem verschlossene Türen geöffnet und Passwör-
ter für Computersysteme bekannt gegeben werden; die 
Beamten der Zollfahndung sind andernfalls dazu berech-
tigt, sich – im Rahmen der Verhältnismässigkeit und erst 
nach vorgängiger Androhung – den Zugang mit Gewalt 
zu verschaffen.49 Je nach Risikolage werden die Beamten 
der Zollfahndung denn auch von Angehörigen der Poli-
zei oder des Grenzwachtkorps begleitet werden.50

Die Durchführung der Hausdurchsuchung ist im Beisein 
der Beteiligten unmittelbar zu protokollieren und es ist 
ihnen auf Verlangen ein Doppel des Durchsuchungsbe-
fehls und des Durchsuchungsprotokolls auszuhändigen 
(Art. 49 Abs. 4 VStrR). 

2.2.4 Beschlagnahme
Die Beschlagnahme stellt eine provisorische Massnah-
me zur vorläufigen Sicherung von Beweismitteln sowie 
von Gegenständen und Vermögenswerten, die der Ein-
ziehung unterliegen, dar.51 Die Beschlagnahme ist die 
logische Folge der zuvor im Rahmen der Hausdurch -
suchung ermittelten Beweismittel.52 Die beschlagnahm-
ten Gegenstände und Vermögenswerte werden in einem 
Beschlagnahmeprotokoll verzeichnet und anschlies-
send in Verwahrung genommen (Art. 47 Abs. 2 VStrR). 
Dem Inhaber bzw. der Inhaberin der beschlagnahmten 
Gegenstände und Vermögenswerte ist ein Doppel des 
Beschlagnahmeprotokolls herauszugeben (Art. 47 Abs. 1 
VStrR). Für die Beschlagnahme spielt es keine Rolle, in 
wessen Eigentum die zu beschlagnahmenden Gegen-
stände und Vermögenswerte stehen.53 Gegenstände 
und Unterlagen aus dem Verkehr einer Person mit ihrem 
Anwalt dürfen demgegenüber nicht beschlagnahmt 
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42 EICKER/FRANK/ACHERMANN, 207.

43 BGE 108 IV 75, E. 5a.; HAURI, Ziff. 13 zu Art. 50 VStrR.

44 EICKER/FRANK/ACHERMANN, 207; THORMANN/BRECHBÜHL, a. a. O., N 23 zu 
Art. 244 StPO.

45 BGE 116 Ib 96, E. 3.b.

46 HAIBÖCK, 78, m. w. V. Der Nemo-tenetur-Grundsatz gilt auch für juristische 
Personen: ROLAND MATHYS/BLAISE CARRON, Kartellrechtliche Hausdurchsu-
chungen: Eine anwaltliche Perspektive, Anwaltsrevue 9/2009, 426. 

47 BStGer, Entscheid RR.2010.172 vom 14. Januar 2011, E. 5.2.

48 EICKER/FRANK/ACHERMANN, 187.

49 THORMANN/BRECHBÜHL, a. a. O., N 21 zu Art. 245 StPO.

50 EICKER/FRANK/ACHERMANN, 204; BANGERTER, 161 f.

51 BGE 120 IV 365, E. 1.

52 Zur Frage der Abgrenzung von der vorläufigen Beschlagnahme gemäss 
Zollgesetz vgl. HEIMGARTNER, a. a. O., N 4 ff. zu Art. 104 ZG.

53 EICKER/FRANK/ACHERMANN, 195 m. V. a. BGE 102 IV 164; BGer, Urteil 
1S.10/2006 vom 29. Juni 2006, E. 2.4.

durchsuchen und nur wenn anzunehmen ist, dass sich 
Schriften darunter befinden, die für die Untersuchung 
von Bedeutung sind (Art. 50 Abs. 1 VStrR). Dem Inhaber 
bzw. der Inhaberin der Papiere ist zudem wenn immer 
möglich die Gelegenheit zu geben, sich vor der Durch-
suchung über ihren Inhalt auszusprechen (Art. 50 Abs. 3 
S. 1 VStrR). Erhebt er oder sie gegen die Durchsuchung 
Einsprache, so werden die Papiere versiegelt und ver-
wahrt, und es entscheidet die Beschwerdekammer des 
Bundesstrafgerichts über die Zulässigkeit der Durchsu-
chung (Art. 50 Abs. 3 S. 2 VStrR). Allerdings steht den  
Beamten der Zollfahndung das Recht zu, die Papiere 
summarisch zu sichten, bevor sie versiegelt werden.42 
Dennoch lässt es sich gemäss der Rechtsprechung nicht 
immer vermeiden, dass Papiere durchsucht und be-
schlagnahmt werden, welche sich im weiteren Verlauf 
des Verfahrens als bedeutungslos erweisen.43 Unver-
hältnismässig wäre jedoch eine Durchsuchung von Pa-
pieren in unangemessen grossem Umfang, welche als 
reine Beweisausforschung ohne jeglichen Tatverdacht 
erscheint.44

Falls sich während dem Lauf der Durchsuchung Hinwei-
se darauf ergeben, dass sich an einem anderen Ort zu-
sätzliche Beweismittel finden lassen, ist es zulässig, die 
Durchsuchung auf weitere Räumlichkeiten auszudeh-
nen, wobei der Durchsuchungsbefehl entsprechend zu 
erweitern ist, es sei denn, es läge Gefahr im Verzug und 
ein Durchsuchungsbefehl könnte nicht rechtzeitig ein-
geholt werden (Art. 48 Abs. 4 VStrR).45

Der Zweck der Durchsuchung besteht in erster Linie in 
der Beweisermittlung im Hinblick auf die Festigung des 
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werden (Art. 46 Abs. 3 VStrR). Dabei ist es unmassgeb-
lich, wo sich die fraglichen Unterlagen befinden; selbst 
bei Dritten befindliche Anwaltskorrespondenz gilt als 
geschützt. Als geschützte Unterlagen sind nicht nur die 
Korrespondenz im üblichen Sinne wie Briefe oder E-Mails 
zu betrachten, sondern auch eigene Aufzeichnungen, 
rechtliche Abklärungen im Vorfeld eines Verfahrens, Be-
sprechungsnotizen, Strategiepapiere, Vertrags- oder Ver-
gleichsentwürfe und dergleichen.54 Problematisch er-
scheint die in neuster Zeit ergangene Rechtsprechung 
des BGer, wonach der Schutz des Anwaltsgeheimnisses in 
Entsiegelungsfällen auf die berufsspezifische anwaltliche 
Tätigkeit begrenzt wird.55 
Da die Beschlagnahme eine provisorische Massnahme 
darstellt, muss ihre Aufrechterhaltung in zeitlicher Hin-
sicht verhältnismässig sein. Falls sich der Tatverdacht im 
Verlaufe der Untersuchung nicht kontinuierlich erhärten 
sollte, so ist die Beschlagnahme wieder aufzuheben.  
Allerdings werden die entsprechenden Anforderungen 
in der Praxis nicht allzu streng genommen, sodass Be-
schlagnahmungen zuweilen über eine lange Dauer auf-
rechterhalten werden, ohne dass nennenswerte Fort-
schritte in der Untersuchung erkennbar wären.56 
In der Praxis stellt sich mitunter die Frage, wie mit einer 
ohne gültigen Befehl durchgeführten Hausdurchsu-
chung und den daraufhin beschlagnahmten Beweismit-
teln umzugehen ist. So hielt das BGer in einem Ent-
scheid aus dem Jahr 1994 fest, dass eine ursprünglich 
mit einem formellen Fehler behaftete und daher an-
fechtbare Beschlagnahme – solange noch keine Anfech-
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tung erfolgt ist – dadurch geheilt werden könne, dass 
die Beschlagnahme in einwandfreier Form wiederholt 
wird.57 In einem Entscheid aus dem Jahr 2003 präzisierte 
das BGer seine Praxis dahingehend, dass eine bereits 
durchgeführte, rechtswidrige Hausdurchsuchung nicht 
nachträglich verfügt und so gerechtfertigt werden kön-
ne. Das Gleiche gelte auch für die Beschlagnahme; aller-
dings könne eine solche neu angeordnet werden, wenn 
im Zeitpunkt der neuen Anordnung die Voraussetzun-
gen dafür erfüllt seien.58 Daraus ergibt sich, dass die ent-
sprechenden Beweismittel durch eine korrekte Wieder-
holung der Verfügung zwar rechtsgültig beschlagnahmt 
werden können, deren Verwertbarkeit als Beweismittel 
im Hauptverfahren aufgrund der rechtswidrigen Haus-
durchsuchung jedoch eingehend zu prüfen ist.59

Im Rahmen einer Güterabwägung zwischen dem öffent-
lichen Interesse an der Wahrheitsfindung bzw. der 
Schwere des Delikts und dem privaten Interesse der be-
schuldigten Person an der Unverwertbarkeit der Bewei-
se können u. U. auch unrechtmässig erhobene Beweise 
verwendet werden, sofern das Fairnessgebot i. S. v. Art. 6 
EMRK eingehalten ist.60 Unter diese Güterabwägung fal-
len auch rechtmässig erhobene Folgebeweise, die im 
Sinne eines hypothetischen Ermittlungsverlaufs nicht 
mit grosser Wahrscheinlichkeit auch ohne den unver-
wertbaren Primärbeweis erlangt worden wären (sog. 
Fernwirkung des Beweisverwertungsverbots).61 Eine 
Ausnahme gilt für Beweise, welche aufgrund von verbo-
tenen Beweiserhebungsmethoden wie Zwangsmittel, 
Gewaltanwendung, Drohungen, Versprechungen, Täu-
schungen (Art. 39 Abs. 5 VStrR) oder aufgrund des Ver-
stosses gegen andere Gültigkeitsvorschriften erhoben 
wurden; solche Beweise gelten als absolut unverwertbar 
(vgl. Art. 141 Abs. 1 StPO).62

Zufallsfunde, d. h. im Rahmen der Hausdurchsuchung 
ermittelte Hinweise auf Straftaten, welche vom Tatver-
dacht, welcher dem Durchsuchungsbefehl zugrunde 
liegt, nicht erfasst sind, können grundsätzlich verwertet 
werden, sofern die Anordnung der Hausdurchsuchung 
auch im Hinblick auf das zufällig entdeckte Delikt zuläs-
sig gewesen wäre. Die Rechtsprechung wendet in die-
sem Zusammenhang die Regelung gemäss Art. 243 
StPO analog für den Bereich des Verwaltungsstrafver-
fahrens an.63 Voraussetzung für deren Verwertbarkeit ist 
jedoch, dass überhaupt ein hinreichender Tatverdacht 
hinsichtlich eines konkreten Deliktes bestand, andern-
falls von einer reinen Beweisausforschung auszugehen 
wäre, welche zur Unverwertbarkeit sämtlicher Beweise 
führt.64

54 NIGGLI/MAEDER, 53.

55 BGer, Urteil 1B_433/2017 vom 21. März 2018; PATRICK Sutter, Die Erosion 
des Anwaltsgeheimnisses, Anwaltsrevue 67 2018, 293; ANDREAS J. KELLER, 
a. a. O., N 28a ff zu Art. 248 StPO.

56 BStGer, Entscheid BV.2009.8 vom 30. März 2009, E. 3.2.

57 BGE 120 IV 297, E. 3.e).

58 BGer, Urteil 1P.149/2003 vom 16. Mai 2003, E. 3.5. 

59 BANGERTER, 119.

60 BGE 137 I 218, E. 2.3.4; VETTERLI, ZStrR 130 (2012) 447.

61 BGE 137 I 218, E. 2.4.1; BGE 138 IV 169, E. 3.3.3.; BStGer, Beschluss BV.2016.19 
vom 7. Dezember 2016, E. 9.3; LUKAS BÜRGE, Die Unverwertbarkeit von Bewei-
sen – ein Überblick, Anwaltsrevue 8/2017, 323 f.; SCHMID, N 12 ff. zu Art. 141 
StPO.

62 BGE 139 IV 128, E. 1.6.; BÜRGE, a. a. O, 323.

63 BStGer, Beschluss BE.2013.8 vom 5. Dezember 2013, E. 2.2.

64 DIEGO R. GFELLER/OLIVIER THORMANN in: Niggli/Heer/Wiprächtiger, N 15 ff. 
zu Art. 243 StPO.
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65 Diese Frist wird in der Lehre zu Recht als deutlich zu kurz kritisiert (so schon 
BÖCKLI, 186; EICKER/FRANK/ACHERMANN, 226).

66 HAURI, Ziff. 1 zu Art. 28 VStrR; BStGer, Beschluss BV.2017.21 vom 3. Juli 2017, 
E. 2.2.

67 BGE 118 IV 67, E.1d.; HAURI, a. a. O.; ANDREAS J. KELLER, a. a. O., N 14 zu Art. 244 
StPO.

68 BANGERTER, 82.

69 BGE 107 IA 269, E. 1.; BStGer, Entscheid BV.2006.72 vom 30. Januar 2007,  
E. 1.4.

70 HAURI, a. a. O.

71 BStGer, Beschluss BE.2017.15 vom 21. November 2017, E. 3.1; kritisch zu die-
ser prozessualen Substantiierungspflicht ANDREAS J. KELLER, a. a. O., N 43a zu 
Art. 248 StPO. 

72 BGE 114 Ib 357, E. 4.

73 BGer, Urteil 1B_91/2016 vom 4. August 2016, E. 4.4.

74 BGer, Urteil 1B_91/2016 vom 4. August 2016, E. 5.3.

75 THORMANN/BRECHBÜHL, a. a. O., N 1 zu Art. 248 StPO.

2.2.5 Rechtsschutz
Gegen sämtliche Zwangsmassnahmen und damit zu-
sammenhängende Amtshandlungen kann grundsätzlich 
innerhalb von drei Tagen bei der Beschwerdekammer 
des Bundesstrafgerichts Beschwerde geführt werden 
(Art. 26 Abs. 1 i. V. m. 28 Abs. 3 VStrR).65 Aufgrund des 
Charakters der Hausdurchsuchung als Realakt tritt das 
Bundesstrafgericht mangels aktuellen Rechtsschutzinte-
resses auf diesbezügliche Beschwerden jedoch regel-
mässig nicht ein, da die betroffene Person nach Ab-
schluss der Hausdurchsuchung durch die Massnahme 
nicht mehr beschwert ist.66 Ausnahmsweise kann auf 
das Erfordernis eines aktuellen Rechtsschutzinteresses 
unter den Voraussetzungen verzichtet werden, dass (i) 
sich die gerügte Rechtsverletzung jederzeit wiederho-
len könnte, (ii) eine rechtzeitige Überprüfung im Einzel-
fall kaum je möglich wäre, (iii) sich die aufgeworfenen 
Fragen jederzeit unter gleichen oder ähnlichen Umstän-
den wieder stellen könnten und (iv) an deren Beantwor-
tung wegen der grundsätzlichen Bedeutung ein hinrei-
chendes öffentliches Interesse besteht.67 Die Gerichte 
nehmen jedoch nur mit grosser Zurückhaltung eine sol-
che Frage von grundsätzlicher Bedeutung an. 
Diese Rechtslage wurde vom EGMR als eine Verletzung 
des Rechts auf wirksame richterliche Überprüfung i. S. v. 
Art. 13 i. V. m. 8 EMRK qualifiziert.68 Selbst einer direkt 
während einer noch laufenden Hausdurchsuchung er-
hobenen Beschwerde wäre regelmässig kein Erfolg be-
schieden, da die Beschwerde grundsätzlich keine auf-
schiebende Wirkung hat. Der Beschwerde kann zwar 

durch vorsorgliche Verfügung der Beschwerdeinstanz 
oder ihres Präsidenten bzw. der Präsidentin aufschie-
bende Wirkung verliehen werden (Art. 28 Abs. 5 VStrR), 
doch dürfte die aufschiebende Wirkung bei Hausdurch-
suchungen regelmässig verweigert werden, weil da-
durch der Zweck der Untersuchung gefährdet oder ver-
eitelt würde.69 Einer Person, welche zu Unrecht von einer 
Hausdurchsuchung betroffen wurde, bleibt somit ledig-
lich die Möglichkeit, eine Entschädigung für zu Unrecht 
erlittene Nachteile zu fordern (Art. 99 ff. VStrR) oder eine 
Aufsichtsbeschwerde gegen die zuständigen Untersu-
chungspersonen zu führen.70 
Das Manko der richterlichen Überprüfungsmöglichkeit 
wird zu einem gewissen Grad dadurch relativiert, dass 
die betroffene Person, welche mit einer Durchsuchung 
von Papieren nicht einverstanden ist (etwa weil es sich 
um private, nicht vom Durchsuchungsbefehl erfasste 
Schriftstücke oder um vertrauliche Anwaltskorrespon-
denz handelt), unmittelbar gegen die Durchsuchung 
Einsprache erheben kann, woraufhin die Papiere zu sie-
geln sind (Art. 50 Abs. 3 VStrR). Neben der Bezeichnung 
der zu versiegelnden Papiere ist der Inhaber darüber hi-
naus im Rahmen des Zumutbaren gehalten, auch die 
Geheimnisse glaubhaft zu machen, die seiner Ansicht 
nach dem öffentlichen Interesse an der Aufklärung und 
Verfolgung von mutmasslichen Straftaten vorgehen.71 
Das Siegelungsbegehren muss gemäss der Rechtspre-
chung sofort oder spätestens anlässlich der Aufnahme 
des Durchsuchungsprotokolls ausgesprochen werden; 
gemäss EZV-internen Richtlinien muss die betroffene 
Person von der Zollfahndung auf dieses Einspracherecht 
aufmerksam gemacht werden.72 Allerdings ist zur Wah-
rung des rechtlichen Gehörs und eines fairen Verfahrens 
dem Inhaber bzw. der Inhaberin die Möglichkeit einzu-
räumen, sich (vor dem Siegelungsantrag) innert ange-
messener kurzer Frist anwaltlich beraten zu lassen.73 Da-
bei ist ein Siegelungsgesuch, welches fünf Arbeitstage 
(sieben Kalendertage) nach den Hausdurchsuchungen 
und Sicherstellungen gestellt wurde, nicht als verspätet 
zu betrachten, wenn es sich um komplexe Zwangsmass-
nahmen an verschiedenen Standorten handelte und 
sich rechtliche und tatsächliche Fragen stellten, die ei-
ner angemessenen Abklärung bedurften.74 
Die Siegelung hat zur Folge, dass ein aufschiebend be-
dingtes Beweisverwertungsverbot eintritt.75 Die zu ver-
siegelnden Beweisstücke werden verschlossen und in 
amtliche Verwahrung genommen. Handelt es sich um 
grosse Mengen von Akten, so werden diese von der EZV 
in extern gemieteten Lagerräumen untergebracht, wel-
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76 EICKER/FRANK/ACHERMANN, 211.

77 HAURI, Ziff. 13 zu Art. 50 VStrR.

78 BGE 1206 IV 413, E. 7b.

79 BStGer, Entscheid BE.2012.4 vom 11. Juli 2012, E. 1.3.2.

80 BStGer, a. a. O.

81 HAURI, N 16 zu Art. 50 VStrR.

82 BStGer, Beschluss BE.2017.15 vom 21. November 2017, E. 4.

83 BStGer, Entscheid BE.2010.17 vom 12. Dezember 2010, E. 2.; BStGer, Beschluss 
BE.2017.7 vom 1. Juni 2017, E. 3–6.

84 BStGer, a. a. O., E. 5.

85 ANDREAS J. KELLER, a. a. O., N 46 zu Art. 248 StPO; THORMANN/BRECHBÜHL, 
a. a. O., N 34 zu Art. 248 StPO.

86 EICKER/FRANK/ACHERMANN, 211 m. V. a. BGE 132 IV 63.

87 EICKER/FRANK/ACHERMANN, 210 mit Verweis auf BGer, Urteil 1B_412/2010 
vom 4. April 2011; HAURI, N 17 zu Art. 50 VStrR. 

88 HAURI, N 17 zu Art. 50 VStrR.

89 BGE 106 IV 413, E. 9.

90 BGer, Urteil 1B_109/2010 vom 14. September 2010, E. 6.3; BStGer, Entscheid 
BV.2010.16-BV.2010.45 vom 1. Oktober 2010, E. 2.

che von der Kantonspolizei versiegelt werden.76 Eine kur-
ze Sichtung und summarische Prüfung der zu versiegeln-
den Dokumente durch die Beamten der Zollfahndung ist 
dabei gemäss der Rechtsprechung unter dem Aspekt der 
Verhältnismässigkeit nicht zu vermeiden, ansonsten alles 
mit Beschlag belegt werden müsste, was sich in den zu 
durchsuchenden Räumlichkeiten befindet.77 
In einem zweiten Schritt muss die EZV ein Entsiege-
lungsbegehren stellen, wenn sie die beschlagnahmten 
Dokumente zu Beweiszwecken verwenden will. Dabei 
ist es unzulässig, Kenntnisse zur Begründung des Entsie-
gelungsgesuches heranzuziehen, welche im Rahmen 
der summarischen Sichtung der beschlagnahmten  
Dokumente erlangt wurden.78 Im Unterschied zur Rege-
lung in der StPO lässt sich dem VStrR keine Frist entneh-
men, innerhalb welcher die EZV das Entsiegelungsge-
such stellen müsste. Gemäss der Rechtsprechung ist die 
zwanzigtägige Verwirkungsfrist von Art. 248 Abs. 2 StPO 
für die Einreichung des Entsiegelungsgesuchs im Bereich 
des Verwaltungsstrafverfahrens nicht analog anwend-
bar.79 Immerhin sollte sich die Verwaltung an dieser Frist 
orientieren, um dem Beschleunigungsgebot gerecht zu 
werden.80 Bei ungebührlich langem Zuwarten mit dem 
Entsiegelungsgesuch wäre eine Beschwerde gegen 
Zwangsmassnahmen i. S. v. Art. 26 Abs. 1 VStrR in Erwä-
gung zu ziehen; diese ist im Übrigen gegen den Versie-
gelungs- und Verwahrungsentscheid nicht gegeben, da 
es der betroffenen Person diesbezüglich während der 

Dauer des Siegelungsverfahrens an einem rechtlich ge-
schützten Interesse mangelt.81 
Wurde das Entsiegelungsgesuch von der EZV gestellt, so 
entscheidet die Beschwerdekammer des Bundesstrafge-
richts gemäss konstanter Praxis in zwei Schritten über 
die Entsiegelung.82 In einem ersten Schritt wird geprüft, 
ob die Voraussetzungen für die Vornahme einer Haus-
durchsuchung überhaupt gegeben waren, d. h. (i) ob ein 
hinreichender Tatverdacht vorliegt, (ii) ob anzunehmen 
ist, dass sich unter den sichergestellten Dokumenten In-
formationen befinden, die für die Untersuchung be-
deutsam sind und (iii) ob die Grundsätze der Verhältnis-
mässigkeit gewahrt sind.83 
Sind diese Voraussetzungen erfüllt, so nimmt das Bun-
desstrafgericht in einem zweiten Schritt eine Interessen-
abwägung zwischen den Geheimhaltungsinteressen 
des Inhabers bzw. der Inhaberin der Papiere und dem 
Strafverfolgungsinteresse an der Förderung der Unter-
suchung vor.84 Bei grossen Mengen von elektronischen 
Daten ist in der Praxis insbesondere die Bezeichnung 
der relevanten Stichworte von Bedeutung, welche im 
Rahmen des Entsiegelungsverfahrens mit Hilfe von Mit-
teln der elektronischen Datenverarbeitung die erfor -
derliche Triage zwischen untersuchungsrelevanten und  
privaten Daten gewährleisten soll. Hierbei kommt es zu 
einem eigentlichen kontradiktorischen Parteiverfahren, 
da zu vermeiden ist, dass die Untersuchungsbehörde 
bereits vor Abschluss des Triage-Verfahrens detaillierte 
Kenntnisse über die zu triagierenden Informationen er-
hält.85 Gegen den Entsiegelungsentscheid des Bundes-
strafgerichts steht innerhalb von dreissig Tagen der Wei-
terzug an das BGer mit Beschwerde in Strafsachen offen 
(Art. 79 i.V.m 100 Abs. 1 BGG).86 

Im Falle einer Gutheissung des Entsiegelungsgesuchs 
durch das Bundesstrafgericht ist aufgrund der in diesem 
Zusammenhang benötigten Fachkenntnisse die EZV für 
die Durchführung der Entsiegelung zuständig.87 Han-
delt es sich bei der Inhaberin der Papiere um eine juristi-
sche Person, hat die Entsiegelung und Durchsuchung 
der Dokumente in Anwesenheit eines Organs oder des-
sen bevollmächtigten Vertreters zu erfolgen.88 Diejeni-
gen Papiere, für welche sich im Rahmen der Entsiege-
lung herausstellt, dass sie im Verwaltungsstrafverfahren 
nicht benötigt werden, sind sofort freizugeben.89 Gegen 
die Entscheidung der untersuchenden Behörde, welche 
aus der Entsiegelung hervorgehenden Dokumente ef-
fektiv zu beschlagnahmen sind, ist die Zwangsmassnah-
menbeschwerde i. S. v. Art. 26 Abs. 1 VStrR gegeben.90
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Hinweis der Redaktion: 
Der zweite Teil des Beitrags wird in der Folgeausgabe 
(4/2018) publiziert werden. Dieser wird auf praktische 
Fragen im Zusammenhang mit einer Hausdurchsu-
chung eingehen. Neben einer Zusammenfassung wird 
er eine Checkliste mit praktischen Hinweisen für Unter-
nehmen, welche von einer Hausdurchsuchung betrof-
fen sein könnten, enthalten und einen Katalog von 
Handlungsanweisungen bieten. 
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